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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

aktuel le Studien schlagen schon seit langem Alarm: Dem öffentl i-
chen Dienst geht der Nachwuchs aus! Besoldungseinbußen, stän-
dige Umstrukturierungen wegen Personalabbau und andere
Missstände in der Berl iner Verwaltung haben in der Öffentl ichkeit
und schließlich bei den Bürgern nachhaltig ein Image geprägt, das
den öffentl ichen Dienst offenbar nicht mehr interessant macht für
Schulabgänger. Nicht nur aus meiner Sicht muss die Nachwuchs-
gewinnung neu organisiert werden. Die seit Jahren von der DSTG
Berl in kritisierte späte Anwärter-Ausschreibung schließt insbesondere die Schulabgänger
mit guten Zeugnisnoten aus, die sich in der Regel eigenständig und sehr frühzeitig um
einen Ausbildungsplatz bemühen.

Mit ihren verbindl ichen Zusagen für einen Ausbildungsplatz - in der Regel erst drei Monate
vor dem Einstel lungstermin - erreicht die Senatsverwaltung für Finanzen nicht mehr die er-
wünschten Schulabgänger, da diese bereits seit Monaten eine andere Entscheidung ge-
troffen haben.
Durch die späte Ausschreibung, das Auswahlverfahren und die anschließende späte Zusa-
ge für einen Ausbildungsplatz stehen den Berl iner Finanzämtern darüber hinaus zahlreiche
Bewerberinnen und Bewerber nicht mehr zur Verfügung, die erfolgreich am Test und am
Gespräch tei lgenommen haben. Viele von ihnen haben sich bereits anderweitig gebunden.
Deshalb reichen selbst die Wartel istenplätze nicht immer aus.

Die Senatsverwaltung für Finanzen muss endlich begreifen, dass die Nachwuchsgewin-
nung Priorität hat und Akzente setzen: Personalverstärkung im Einstel lungsreferat, Erhö-
hung der Sach- und Geldmittel für Image- und Werbekampagnen. Ein Konzept für eine
effektivere Nachwuchsgewinnung könnte in einem Workshop zusammen mit den Finan-
zämtern und Beschäftigtenvertretungen neue Anstöße formulieren.

Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft fordert den Finanzsenator auf, mit verschiedenen Akti-
vitäten in der Nachwuchswerbung die Zukunft der Berl iner Steuerverwaltung durch moti-
vierten und interessierten Nachwuchs zu sichern.

Die Berl iner Finanzverwaltung muss auf Ausbildungsbörsen, Messen und bei Informations-
tagen Schülerinnen und Schüler aktiv über ihre Chancen in der Berl iner Steuerverwaltung
aufklären.
Darüber hinaus muss endlich die Kooperation mit Berl iner Schulen gestartet werden, u. a. :

- Bereitstel lung von Material ien über das Berufsbild zur Unterrichtsgestaltung
- Teilnahme an Unterrichtseinheiten und Elternabenden
- Informationsveranstaltungen an Schulen

Nur mit frischer Öffentl ichkeitsarbeit, moderner Nachwuchswerbung und frühzeitigem Be-
ginn der Einstel lungsverfahren wird sich die Nachwuchsgewinnung in der Berl iner Steuer-
verwaltung auch künftig positiv gestalten.

Mit kol legialem Gruß
Ihr

Jürgen Köchlin
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Eine bereits vor Jahren von der DSTG aufgestellte Forderung könnte nunmehr um-
gesetzt werden: Die Erteilung von Auskünften über Pensionsansprüche beim Lan-
desverwaltungsamt.

Viele Beamtinnen und Beamte des Landes Berl in hätten sehr gerne gewusst, ob die Höhe
ihrer künftigen Pensionsansprüche ihren eigenen Bedürfnissen an eine Altersversorgung
genügt. Nicht zuletzt werben Versicherungs-
gesellschaften damit, für den Fall der Fälle
vorzusorgen und sich abzusichern. Wer je-
doch die Höhe seiner Pensionsansprüche
nicht kennt, kann sich nicht in Höhe des ihm
vermeintl ich fehlenden Betrages absichern.
Bislang war das Landesverwaltungsamt nur
wil lens – weil personell nicht anders in der La-
ge – nur ruhestandsnahen Beamtinnen und
Beamten entsprechende verbindl iche Aus-
künfte zu ertei len. Das Bedürfnis der Kolle-
genschaft und die Zahl der Anfragen beim
Landesverwaltungsamt stiegen stetig.
So griffen die Fraktion der SPD und die Fraktion der CDU in einem gemeinsamen Antrag
im Abgeordnetenhaus (Drucksache 1 7/1 046 vom 4. Juni 201 3) die Forderung der DSTG
auf Auskunftsertei lung über die Höhe der Pensionsansprüche auf. Der gemeinsame An-
trag der Fraktionen lautet wie folgt:

Online-Auskunft für Pensionsansprüche beim Landesverwaltungsamt ermöglichen!

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen:

Der Senat von Berl in wird aufgefordert, durch den Einsatz eines Berechnungsprogram-
mes eine rechtl ich nicht verbindl iche Online-Auskunft für Pensionsansprüche von Beam-
tinnen und Beamten zu realisieren. Dadurch soll dem jeweil igen auskunftssuchenden
Beamten ein durch Kennwort geschützter sicherer Zugang zu den in seiner Personalakte
verzeichneten und für die Berechnung seiner individuel len Pensionsansprüche zu berück-
sichtigenden Dienst- und Ausbildungszeiten ermöglicht werden. Ziel ist es, den Beamtin-
nen und Beamten ein zuverlässiges Instrument an die Hand zu geben, um auf Basis der
in ihrer Personalakte gespeicherten Daten ihre Pensionsansprüche eigenständig zu er-
rechnen und die Auskunftsverfahren vereinfacht, effizienter und präziser durchzuführen.
Der Berl iner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit ist bei der Entwicklung
dieser Online-Auskunft einzubinden.
Dem Abgeordnetenhaus ist bis zum 30. September zu berichten.

Wir werden Sie über den Fortgang dieses Verfahrens unterrichten.
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Anlässlich des Landesgewerkschaftstages des dbb berlin am 1 5. Mai 201 3 waren Politiker al-
ler Fraktionen gekommen, um zu den Delegierten zu sprechen. Das Hauptaugenmerk der Kol-
leginnen und Kollegen lag hierbei zu hören, ob und inwieweit eine Besoldungsperspektive für
die Beamtinnen und Beamten geschaffen wird. Die Damen und Herren Politiker wurden die-
ser Erwartungshaltung mehr oder weniger gerecht.

Staatssekretär Krömer wies als Vertreter des Innensenators auf die schon beschlossene Besol-
dungserhöhung zum 1 . August 201 3 in Höhe von 2 % hin. Des Weiteren kündigte er eine Besol-
dungsperspektive an, um den Rückstand gegenüber den übrigen Bundesländern (im Mittel ca. 7 %)
zu verringern. Seine Ankündigung, dass das dafür vorgesehene Zeitfenster eher bis 2020 als bis
201 7 laufe, quittierten die Delegierten mit empörten Zwischenrufen. Die danach geäußerte Wert-
schätzung des Berl iner Senats für die geleistete Arbeit der Kolleginnen und Kollegen erscheint in
diesem Zusammenhang wie eine Verhöhnung.
Gleich im Anschluss traf der Bundesvorsitzende des dbb Klaus Dauderstädt den Nerv der Delegier-
ten, indem er forderte, dass Schluss sein muss mit der Besoldung nach Kassenlage. Er wies darauf
hin, dass sich der Öffentl iche Dienst in zunehmenden Maße nicht nur mit der Privatwirtschaft in Kon-
kurrenz um die besten jungen Köpfe befindet, sondern auch innerhalb des Öffentl ichen Dienstes der
einzelnen Bundesländer. Als Beispiel sei hier nur die offene Abwerbung der Lehrer durch die südl i-
chen Bundesländer genannt. Der Besoldungsrückstand Berl ins gegenüber dem Bund und Bayern
betrage mittlerweile stolze 1 2 %.
Udo Wolf (Linke) sprach von „konzeptlosem Gemurkse“ und Besoldung nach Gutsherrenart durch
den Regierenden Bürgermeister und seinen Finanzsenator. Die Linke fordere eine seriöse Personal-
planung und habe einen Vorschlag mit einer Besoldungserhöhung von 3,5 % vorgelegt.
Leider kamen solche guten Vorschläge von der Linksfraktion nicht, als sie noch in der Regierung
waren.
Ramona Pop (Grüne) forderte eine klare Perspektive zur Besoldungsanpassung bis 201 7. Sie wies
auf die großen Opfer hin, die die Kolleginnen und Kollegen für die Sanierung des Berl iner Haushal-
tes erbracht haben. Nun sei es an der Zeit, diese Leistung anzuerkennen und entsprechend zu han-
deln. Beamte als Bittstel ler dürfe es nicht geben.
Andreas Kugler (SPD) gab zu, dass die Personalplanung in der letzten Legislaturperiode versäumt
wurde. Eine klare Besoldungsperspektive solle bis Ende 201 3 entworfen werden. Bezeichnender-
weise verwies er auf das Konzept der CDU, die hier schon wesentl ich weiter in der Konzeption ist.
Die Delegierten fragten sich, ob dies die neue Arbeitstei lung in der Koalition sei?

Politiker, die Stellung nahmen:

Ramona Pop, Udo Wolf, Sven Rissmann, Andreas Kugler
Klaus Dauderstädt unterstrich

die dbb-Forderungen
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Sven Rissmann (CDU) stel lte kurz das CDU-Personalkonzept 2020 vor. Wichtiger Eckpfeiler sei hier
der Wissenstransfer zwischen jungen und erfahrenen Kolleginnen und Kollegen. Bei der Besoldung
sehe die CDU den Senat in der Pfl icht, wie bei den Tarifbeschäftigten in den kommenden Jahren je-
weils 0,5 Prozentpunkte auf das Tarifergebnis draufzupacken. Selbstverständl ich solle das Tarifer-
gebnis auch in voller Höhe für die Beamten übernommen werden. Somit sol le es nach dem
Vorschlag der CDU zum 1 .1 .201 4 eine Erhöhung um 3,45 % geben.
Zum Abschluss der öffentl ichen Kundgebung informierte der zweite Vorsitzende und Tarifvorstand
des dbb Wil l i Russ die Delegierten über den schwierigen Weg des Landes Berl in zurück in die Tarif-
gemeinschaft der Länder. Auch schilderte er die Schwierigkeiten bei den Lehrern, eine einheitl iche
Entgeldordnung in ganz Deutschland durchzusetzen.
Die Notwendigkeit einer sol iden Personalplanung und in diesem Zusammenhang auch einer Besol-
dungsperspektive für die Beamtinnen und Beamten des Landes Berl in haben - bis auf einige wenige
auf Seiten der SPD - alle erkannt. Es bleibt zu hoffen, dass den Worten nunmehr Taten folgen. Gera-
de im Hinbl ick auf die drohenden Rückzahlungen zum Länderfinanzausgleich auf Grund der gerin-
geren Bevölkerungszahl in Berl in darf dies jedoch sehr bezweifelt werden.
Im Zentrum der Arbeitstagung standen dann die Neuwahlen der dbb-Landesleitung. In das Amt des
Landesvorsitzenden wurde der bisherige Vorsitzende der gewerkschaft kommunaler landesdienst
(gkl) Berl in Frank Becker gewählt.
In einem weiteren Wahlgang waren dann die Stel lvertreter/innen an der Reihe. Hierbei erhielten fol-
gende Kolleginnen und Kollegen die erforderl ichen Mehrheiten:

Ferdinand Horbat (Philologenverband - DPhV)
Monika Opitz (Verband der obersten und oberen Bundesbehörden - VBOB)
Bodo Pfalzgraf (Deutsche Polizeigewerkschaft - DPolG)
Bernd Raue (Deutsche Steuer-Gewerkschaft - DSTG)

Neben der Gratulation für die neue Landes-
leitung bedankte sich der Gewerkschaftstag
bei dem bisherigen Vorsitzenden Joachim
Jetschmann für seine hervorragende Arbeit
und sein außergewöhnliches gewerkschaft-
l iches Engagement in den letzten Jahrzehn-
ten. Diesem Dank schließt sich die DSTG
Berl in an dieser Stel le ausdrücklich noch-
mals an. Joachim Jetschmann war stets ein
Garant für eine gute Zusammenarbeit zwi-
schen dbb berl in und DSTG zum Wohle der
Beschäftigten in den Berl iner Finanzämtern.
An einem sehr arbeitsreichen Nachmittag
wurden dann di-
verse Anträge der

Fachgewerkschaften zu den Themen Besoldungsanpassung, Gesund-
heitsmanagement, Personalvertretungsrecht, Telearbeit und vielem mehr
beraten. Die beschlossenen Anträge können auf der Homepage des dbb
berl in (www.dbb-berl in.de) nachgelesen werden.

Die Ziele und Erwartungen an die neue Landesleitung wurden auf dem
Landesgewerkschaftstag formuliert und zum Ausdruck gebracht. Wir wün-
schen der neu gewählten Führungsspitze Ausdauer und Durchsetzungs-
vermögen insbesondere bei dem schwierigen Weg, die
Besoldungsanpassung in Berl in schnellstmöglich voran zu bringen.

Denn nur die Sache ist verloren, die man aufgibt!

v. l.n.r. : Ferdinand Horbat, Frank Becker,

Monika Opitz, Bodo Pfalzgraf, Bernd Raue

Vielen Dank und

mach's gut, Joachim!
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Schon vor geraumer Zeit, nämlich bereits im Kalenderjahr 201 2, äußerte die Landes-
regierung die Absicht, die Praxisgebühr abschaffen zu wollen. In Begegnungen mit
den Vertretern der im Abgeordnetenhaus vertretenen Parteien und dem Innensena-
tor Henkel wurde der DSTG immer wieder bestätigt, dass ein Gesetzentwurf auf den
Weg gebracht wurde. Bis zum heutigen Tag aber ist das Gesetzgebungsverfahren
noch immer nicht abgeschlossen. Vor der Sommerpause des Parlaments ist damit
auch nicht zu rechnen.

Der Flurfunk ist zwar sehr aktiv, aber ein Gesetz ist durch Gerüchte nicht zu ersetzen. Klar
ist, dass die Praxisgebühr rückwirkend ab 1 . Januar 201 3 entweder in Gänze oder in Tei-
len abgeschafft werden soll . Völ l ig entnervt angesichts der vielen mündlichen und schriftl i-
chen Anfragen weist auf diese Tatsache im Übrigen schon das Landesverwaltungsamt seit
geraumer Zeit auf seiner Homepage unter „Aktuel les“ hin. Die bereits vereinnahmten Be-
träge – so die Beihi lfestel le – würden dann ohne jegl iche Antragstel lung rückerstattet.
Es ärgert die Beschäftigten mit Recht immer wieder aufs Neue, dass die Einführung der
Praxisgebühr wesentl ich schneller das parlamentarische Gesetzgebungsverfahren durch-
l ief als deren Abschaffung. Ein Schelm, wer Absicht dahinter vermutet.

Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft wird mit Nachdruck auf ein beschleunigtes Gesetzge-
bungsverfahren dringen.

PPRRAAXXIISSGGEEBBÜÜHHRR -- DDIIEE UUNNEENNDDLLIICCHHEE GGEESSCCHH IICCHHTTEE
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Die Fachhochschule für Finanzen und die Landesfinanzschule in Königs Wusterhausen
brauchen dringend Lehrkräfte. Das ist niemandem mehr bewusst als den Anwärterinnen
und Anwärtern. Nachdem sich zwischenzeitlich bis zum Redaktionsschluss 1 0 Kollegin-
nen und Kollegen gefunden hatten, fehlten immer noch 20 weitere.

DDOOZZEENNTTEENN DDRRIINNGGEENNDD GGEESSUUCCHHTT

Nun ist die Senatsverwaltung endlich auf die Beschäftigten zugegangen und hat Anreize ge-
schaffen, die tatsächlich überzeugen können:

- Beförderung innerhalb der Abordnungszeit von 3 Jahren (soweit sich die Lehrkraft noch nicht
in A 1 2 bzw. A 1 4 befindet)

- ein Monats-Grundgehalt als Leistungsprämie nach erfolgreicher Einarbeitung
- Wegstreckenentschädigung gemäß § 5 Abs. 2 BRKG
- im Einzelfal l weitere Beförderung bei Verlängerung der Abordnung

Klingt ja nicht schlecht. Insbesondere, wenn man die nach wie vor mäßige Beförderungssituati-
on in den Ämtern betrachtet. Da kann man in 6 Jahren schon einige Sprünge machen.
Allerdings dürfen diese Beförderungen nach Auffassung der DSTG nicht auf Stel len der Finan-
zämter vorgenommen werden. Für die Beförderung von Dozentinnen und Dozenten muss viel-
mehr die Senatsverwaltung für Finanzen zusätzl iche Stel len zur Verfügung stel len. Ansonsten
würden die Kolleginnen und Kollegen in den Finanzämtern benachtei l igt, die seit Jahren sehr
gute Arbeit machen und entsprechende Beurtei lungen vor sich her tragen, sich aber nicht für
eine Dozententätigkeit berufen fühlen. Die Beförderungssituation in den Ämtern würde noch
prekärer. Schließlich verlässt ein/e Sachbearbeiter/in das Amt – voraussichtl ich ohne entspre-
chende Kompensation - und nimmt auch noch eine potentiel le Beförderungsstel le mit.
Zudem muss geklärt werden, was mit Wegstreckenentschädigung gemäß § 5 Abs. 2 BRKG ge-
meint ist. Dort werden 0,30 €/gefahrenen Kilometer aufgeführt. Al lerdings begrenzt § 77 Abs. 4
S. 1 Landesbeamtengesetz (LBG) die Erstattung auf die Höhe der niedrigsten Beförderungs-
klasse des wirtschaftl ichsten, regelmäßig verkehrenden Verkehrsmittels. Dies dürfte im Ergeb-
nis das Firmenticket/Monatskarte ABC des VBB sein. SenFin muss klarstel len, ob sie als
Dienstbehörde hiervon Ausnahmen zulässt (möglich nach § 77 Abs. 4 S. 2 LBG) und diese ggf.
auch gegen den Rechnungshof und das Parlament aufrecht erhält!

Auch wenn die Umsetzung noch klärungsbedürftig ist, geht die Intention doch in die richtige
Richtung. Die Anwärterinnen und Anwärter brauchen die Lehrkräfte und wir können allen Kolle-
ginnen und Kollegen, die sich für geeignet halten, nur empfehlen, sich auf solche Interessenbe-
kundungsverfahren zu melden. Gemeinsames Ziel von uns allen muss es sein, dass die
Anwärterinnen und Anwärter es schaffen, eine möglichst gute Laufbahnnote zu erreichen.




